Religiöse Pluralität als Herausforderung : öffentlicher Rundfunk zwischen Krise und Neudefinition by Karis, Tim
Religiöse Pluralität als Herausforderung: 
ÖfFentlicher Rundfunk zwischen Krise 
d Neudefinition 
Tim Karls 
Öffentlicher Rundfunk1 ist ein Kind des 20. Jahrhunderts und stellt doch bis 
heute in den meisten Ländern Europas eine tragende Säule der nationalen 
Mediensysteme dar.2 Ein wesentliches Argument für die Schaffung öffent-
licher Rundfunkanstalten zwischen 1920 und 1950 war die zur damaligen 
Zeit bestehende Knappheit in den Sendefrequenzen. Die wenigen vorhan-
denen Frequenzen, so das damalige Argument, könne man nicht einer klei-
nen Zahl von kommerziellen Anbietern überlassen, die dann das als wirk-
mächtig eingeschätzte Medium Rundfunk beherrschen würden. Stattdessen 
sollte ein in öffentlicher Trägerschaft stehender Rundfunk dafür sorgen, dass 
möglichst viele gesellschaftliche Perspektiven und Gruppen die Chance hät-
ten, im Rundfunk zu Wort zu kommen. Pluralität als Wert - Pluralismus -
ist insofern tief im Selbstverständnis, gleichsam in der DNA des öffentlichen 
Rundfunks verankert und zählt zu den zentralen Elementen seines gesell-
schaftlichen Auftrags. Daneben soll der öffentliche Rundfunk allerdings bei 
aller Vielfalt auch einen Beitrag zum Zusammenhalt der Gesellschaft leisten. 
Er soll die Gesellschaft in ihrer Vielfalt abbilden und sie zugleich integrie-
e pluribus unum? Dieser Integrationsauftrag des öffentlichen Rund-
funks steht in einem Spannungsverhältnis zum Pluralitätsauftrag; eine Span-
, die in Zeiten gesellschaftlicher Pluralisierung weiter zunimmt.4 Denn 
vom öffentlichen Rundfunk wird nun erwartet, eine immer größer werden-
1 Um der Vielfalt bei der Organisation des Phänomens in unterschiedlichen Ländern ge-
recht zu werden, spreche ich im Folgenden statt von >öffentlich-rechtlichem Rundfunk< 
von öffentlichem Rundfunk«. - Der Artikel gibt die rechtliche und politische Situa-
tion zum Stichtag 31.12.2015 wieder. Jüngere Entwicklungen konnten aus redaktionel-
len Gründen nicht mehr berücksichtigt werden. 
2 Eine allgemeine, umfassende und internationale Geschichte des öffentlichen Rund-
funks liegt bislang nicht vor. Vgl. zur Entwicklung in Deutschland z. B. Meyn/Tonne-
macher 2012,125-142 sowie Beck 2012, 210-223. 
3 Vgl. zum Uberblick über den Auftrag des öffentlichen Rundfunks Betzel/Ward 2004; 
zum Integrationsauftrag vgl. ergänzend Lucht 2006, 244—269. 
4 Vgl. zu diesem Spannungsfeld z. B. Born/Prosser 2001, 671 sowie Jauert/Lowe 2005, 26. 
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de gesellschaftliche Vielfalt zu repräsentieren und zugleich starken sozialen 
Fragmentierungstendenzen integrierend entgegenzuwirken. Nicht wenige 
sehen in dieser Aufgabe eine Überforderung und ein Argument dafür, medi-
ale Vielfaltssicherung auf andere Art und Weise betreiben zu lassen als durch 
öffentlichen Rundfunk — namentlich durch einen an Publikumsinteressen 
ausgerichteten freien Medienmarkt. Sendefrequenzen sind auf diesem Markt 
heute in großer Zahl verfugbar — ganz zu schweigen von den schier unend-
lichen Publikationsmöglichkeiten des Internets.5 Vor diesem Hintergrund 
sprechen viele von einer Krise des öffendichen Rundfunks, die in erster Linie 
eine Legitimationskrise sei.6 Öffendicher Rundfunk ist - ähnlich wie die Re-
ligion — in zeitgenössichen Gesellschaften begründungsbedürftig geworden. 
Diejenigen, die sich fur seinen Fortbestand einsetzen, müssen zeigen, dass 
öffentlicher Rundfunk für die Vielfaltssicherung weiterhin gebraucht wird 
oder gar - wie manche betonen - vor dem Hintergrund der gesellschaftli-
chen Pluralisierung heute mehr gebraucht wird denn je.7 
Religiöse Pluralisierung kann als ein Teilprozess der allgemeinen ge-
sellschaftlichen Pluralisierung verstanden und vor diesem Hintergrund als 
Herausforderung für den öffentlichen Rundfunk beschrieben werden. Denkt 
man zum Beispiel an die Frühzeit des öffentlichen Rundfunks in Deutsch-
land, so bedeutete der Umgang mit religiöser Vielfalt damals im Wesentli-
chen eine paritätische Berücksichtigung der chrisdichen Großkirchen sowie 
eine aus der besonderen deutschen Verantwortung begründete Berücksichti-
gung der jüdischen Gemeinden.8 Heute hingegen wird an den öffendichen 
Rundfunk herangetragen, beispielsweise auch die in Deutschland lebenden 
Muslime, Hindus und Buddhisten oder auch die wachsende Zahl an Agnos-
tikern und Atheisten nicht zu vernachlässigen.9 Entsprechende Erwartunge
beruhen auf spezifischen Vorstellungen von der sich wandelnden religiös-
5 Mit dem demokratischen Potenzial des Internets und einer sich daraus ergebenden Hin-
fälligkeit des öffentlichen Rundfunks argumentieren z.B. Coleman/Gotze 2001. Ein 
Uberblick zu kritischen Positionen gegen den öffentlichen Rundfunk findet sich bei 
Jakubowicz 2006. 
6 Vgl. zur Krise des öffentlichen Rundfunks z. B. die klassische Studie von Michael Tracey 
The Decline and Fall of Public Service Broadcasting (1998). 
7 Vgl. zu diesem Argument z. B. McChesney 2003. 
8 Vgl. zur frühen Geschichte des Verhältnisses von Kirchen und öffentlichem Rundfunk 
in Deutschland Hannig 2010, 47-77. 
9 So etwa die unten zitierte Forderung des Vizepräsidenten des Zentralrats der Juden in 
Deutschland, Salomon Korn, im Zusammenhang der Debatte um eine mögliche Öff-
nung des ARD-Formats Das Wort zum Sonntag für weitere Religionen. 
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kulturellen Identität der Gesellschaft, die sich in Begriffen wie >multireligi-
öse Gesellschafe (oder je nach Standpunkt auch >christliche Gesellschafo, 
>säkulare Gesellschafo et cetera) verdichten und von Akteuren inner- und 
außerhalb der Rundfunkanstalten angeführt werden, wenn es darum geht, 
bestimmte Strategien des Umgangs öffentlicher Rundfunkanbieter mit der 
religiösen Pluralität zu begründen. Der öffentliche Rundfunk als »öffendi-
cher Raum mit hoher Symbolkraft«10 ist damit eine jener sozialen Institutio-
nen, anhand derer sich sowohl praktische Folgen des religiösen Wandels als 
auch die darauf bezogenen Diskurse studieren lassen. 
Die Frage des Umgangs mit der wachsenden religiösen Pluralität stellt 
sich für öffendiche Rundfunkanbieter nicht nur auf Ebene des Programms 
und der Programminhalte, sondern auch auf weiteren Ebenen im medialen 
Gefüge. So ist beispielsweise die religiöse Zusammensetzung der Rundfunk-
räte als wichtigsten Aufsichtsgremien des öffendichen Rundfunks ebenso 
von Belang wie die religiöse Zusammensetzung der journalistischen Redak-
tionen öder auch die religiöse Zusammensetzung des medialen Publikums. 
Diese verschiedenen Ebenen gilt es im Folgenden präziser zu fassen und nä-
her zu beschreiben. 
Hilfreich ist in diesem Zusammenhang der Verweis auf die in der Kom-
munikationswissenschaft verbreiteten Unterscheidungen zwischen verschie-
denen Dimensionen von Medienvielfalt. Diese werden daher zunächst im 
Überblick und dann im Einzelnen vorgestellt und dabei auf den speziellen 
Fall der religiösen Pluralität in den Medien bezogen. Zu zeigen ist dabei ers-
tens, bezüglich welcher Dimensionen sich für Journalisten und andere Ver-
antwortliche im öffentlichen Rundfunk die Frage nach einer Berücksichti-
gung von religiöser Pluralität stellt. Zweitens ist herauszuarbeiten, welche 
Forschungsergebnisse vorliegen, die Aufschluss darüber geben könnten, wie 
öffentliche Rundfunkanbieter mit den einzelnen Aspekten der Herausforde-
 durch religiöse Pluralität umgehen. Dabei wird auch auf eine Reihe von 
Forschungslücken hinzuweisen sein. Die Darstellung konzentriert sich im 
Wesentlichen auf den deutschen öffendichen Rundfunk in und Forschungs-
ergebnisse aus Deutschland, mitunter werden jedoch vergleichende Seiten-
blicke auf andere europäische Länder geworfen. Drittens gilt es, typische 
Probleme anzusprechen, die in der Forschungsdiskussion um Medienvielfalt 
immer wieder auftauchen und sich auch im Zusammenhang mit religiöser 
Pluralität als Herausforderung für den öffentlichen Rundfunk stellen. So ist 
10 Rauch 2013b, 455. 
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beispielsweise strittig, ob Medienvielfalt dann als verwirklicht anzusehen ist, 
wenn Medien die gesellschaftliche Vielfalt proportional abbilden [reflection-
Prinzip), oder vielmehr dann, wenn Medien allen gesellschaftlichen Grup-
pen gleich viel Raum bieten, um sozialen Ungleichheiten entgegenzuwirken 
{equality-Vnmi^).n Gerade an diesem Punkt lassen viele der an die Medien 
gerichteten Forderungen aus Forschung und Medienpolitik es an Präzision 
vermissen. Auch die Frage, wie in der Praxis mit der Vielzahl anspruchsbe-
rechtigter Gruppen bei begrenzten Ressourcen — Sendezeit, Mitarbeiterstel-
len, Sitze in den Rundfunkräten — umgegangen werden soll, wird häufig 
ausgeblendet. 
Vor dem Hintergrund dieser Probleme schließt der Beitrag mit einigen 
theoretischen Überlegungen zur Frage, wie öffentlicher Rundfunk in plura-
len Gesellschaften grundsätzlich neu gedacht werden könnte. Dabei berufe 
ich mich in erster Linie auf die Arbeiten Kari Karppinens und deute öffendi-
chen Rundfunk nicht als Hüter kultureller Identitäten, sondern als diejenige 
Institution, die solche Identitäten als hegemoniale Ordnungen begreift und 
konsequent in Frage stellt.12 
1. Pluralität als medienpolitischer Leitbegriff und 
multidimensionales Konzept 
Der Begriff der Pluralität erscheint in der Kommunikationswissenschaft 
nicht nur im Zusammenhang mit dem Pluralitätsauftrag des öffendichen 
Rundfunks, sondern auch im weiteren Kontext einer allgemeinen Debatte 
um die gesellschaftlichen Funktionen der Medien. In dieser Debatte herrscht 
großes Einvernehmen darüber, dass Mediensysteme sich durch eine mög-
lichst große Vielfalt der Anbieter und Inhalte auszeichnen sollten und dass 
es zu den wichtigsten Zielen der Medienpolitik zählt, ebendiese Vielfalt zu 
fördern und zu gewährleisten.13 
11 Vgl. zum reflection-Viinzip und equality-Vrinzip McQuail 1992, 147-149 sowie van 
Cuiienburg 1998, 41-42. 
12 Vgl. Karppinen 2013 sowie Craig 2000. 
13 Für einen aktuellen Uberblick über die kommunikationswissenschaftliche Debatte um 
mediale Vielfalt vgl. Zerback 2013. 
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"Contemporary media policies are now littered with positive references to diversity 
and pluralism. [...] There are, for example, 35 mentions of pluralism and 42 of di-
versity in the British government's White Paper that underpinned the 2003 Com-
munications Act; there are 67 mentions of pluralism and 24 of diversity in its con-
sultation on media ownership rules; and there are an impressive 599 references to 
diversity in the FCC's review on broadcast ownership mies.« 1 4 
Die Omnipräsenz des Pluralitätsbegriffs in Forschung und Medienpolitik 
erklärt sich im Wesentlichen daher, dass andere journalistische Wertbegrif-
fe wie Pressefreiheit und Objektivität im Pluralitätsbegriff aufgehen können. 
So gilt es als Indikator für eine verwirklichte Pressefreiheit, wenn von die-
ser Freiheit auch in vielfältiger Weise Gebrauch gemacht wird; wo geringe 
Vielfalt herrscht, wird hingegen schnell eine eingeschränkte Pressefreiheit 
als Ursache vermutet." Was den Wert der Objektivität betrifft, so gilt es in 
postmodernen Zeiten als gesetzt, dass es nicht die eine Wahrheit gibt, son-
dern eine Vielzahl von divergierenden Wahrheitsansprüchen, die es in ihrer 
Vielfalt medial abzubilden gilt.16 Objektivität wird damit - wie die Presse-
freiheit - nicht mehr als absoluter Wert, sondern als eine relative Größe an-
gesehen, die sich fördern und auch messen lässt.17 
In Anbetracht der breiten Wirkung des Pluralitätsbegriffs ist es kaum ver-
wunderlich, dass in Bezug darauf eine große Zahl von ergänzenden Begriff-
lichkeiten, Konzepten und Unterscheidungen formuliert worden ist, was 
immer wieder zu Missverständnissen führt. Die folgende Darstellung soll 
den Überblick über die wichtigsten Dimensionen von >medialer Pluralität< 
erleichtern: 
14 Freedman 2008, 77. FCC = Federal Communications Commission, US-amerikanische 
Regulierungsbehörde für den Mediensektor. 
15Vgl.McQuail 2007,42. 
16 Vgl. van Cuilenburg 1998, 38. 
17 Vgl. Collins/Cave 2013, 316. 
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E x t e r n e P l u r a l i t ä t 
E i g e n t u m s v e r h ä l t n i s s e 
R e d a k t i o n e n / J o u r n a l i s t i s c h e s Personal 
M c d i e n a u f s i c h t ( R u n r i f u n k r a t e ) ^ f l 
I n t e r n e P l u r a l i t ä t 
P r o d u k t e b e n e 
R e p r ä s e n t a t i o n s e b e n e • 
S o n d e r f a l l ' D r i t t s e n d e r e c h t e ' <M 
P l u r a l i t ä t a u f 
R e z i p i e n t e n - E b e n e 
Exposure Diversity 
v e r t i k a l 
h o r i z o n t a l (reflective) 
Z u s a m m e n s e t z u n g d e s P u b l i k u m s 
Tabelle 1: Dimensionen medialer Pluralität (Quelle: eigene Darstellung') 
Wie die Tabelle zeigt, ist zwischen drei Dimensionen der medialen Plura-
lität zu unterscheiden, die sich weiter differenzieren lassen. Die Dimen-
sion der externen Pluralität betrifft die Vielfalt aufsehen der Akteure, die 
>von außen< auf die Medieninhalte einwirken. Zu diesen Akteuren zählen 
die Eigentümer von Medienbetrieben, die Mitarbeiter der Medienbetriebe -
insbesondere die Journalisten - sowie Akteure aus dem Bereich der Medien-
aufsicht. Der Begriff der internen Pluralität bezieht sich auf die Vielfalt in 
den Medieninhalten. Dabei ist zwischen den medialen Darstellungsformen 
(Produktebene) und den medialen Aussagen (Repräsentationsebene) zu un-
terscheiden. Ein Sonderfall der internen Pluralität betrifft die sogenannten 
>Drittsenderechte<, also das Recht für bestimmte Religionsgemeinschaften 
auf die Nutzung spezieller Programmfenster im öffendichen Rundfunk. Die 
dritte übergeordnete Dimensionen der medialen Pluralität wird hier, in Er-
mangelung einer etablierten Begrifflichkeit, als >Pluralität auf Rezipienten-
Ebene< bezeichnet. Darunter zu fassen ist zunächst die sogennante exposure 
diversity, die sich weiter nach einer vertikalen und einer horizontalen Vari-
ante differenzieren lässt. Mit der vertikalen Variante von exposure diversity ist 
die Frage gemeint, inwieweit Mediennutzer sich bei ihrem Medienkonsum 
18 Vgl. auch die Ordnungsvorschläge von Napoli 1999 und Klimkiewicz 2009, 46-47. 
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vielfaltigen Inhalten aussetzen; die horizontale Variante (auch reflective di-
versity genannt) meint die Frage nach dem Anteil eines bestimmten Genres 
oder Themas am Gesamtprogramm im Verhältnis zur Einschaltquote. Er-
gänzend zur exposure diversity stellt sich bezüglich der Pluralität auf Rezipien-
ten-Ebene die Frage nach der Zusammensetzung des Publikums, die je nach 
Medienangebot ebenfalls mehr oder weniger plural ausfallen kann. Die ver-
schiedenen Dimensionen seien im Folgenden mit Blick auf die spezifische 
Herausforderung der religiösen Pluralisierung im Einzelnen vorgestellt.19 
2. Religiöse Pluralität in den Redaktionen: Mehr Muslime in 
die Newsrooms^ 
Die Frage nach der Pluralität im journalistischen Personal (newsroom diver-
sity) ist in der Forschung eher selten bearbeitet worden und auch medien-
politische Initiativen in diese Richtung bilden die Ausnahme. Die existie-
renden Förderprogramme zielen zumeist entweder auf geschlechtliche oder 
ethnische Pluralität, das heißt, es wird ein geringer Frauen- und/oder Mig-
rantenanteil in den Redaktionsräumen konstatiert und durch verschiedene 
Maßnahmen auf eine Behebung dieses Mangels hingewirkt.20 Religiöse Plu-
ralität im newsroom hingegen spielt in Medienpolitik und Forschung bis-
lang nur insoweit eine Rolle, als oftmals beklagt wird, dass sich unter den 
Rfdakteuren nur sehr wenige Muslime befänden.21 Durch eine verstärkte 
Mitarbeit von Muslimen in den Redaktionen, so wird argumentiert, könnte 
19 Während die Frage der Eigentumsverhältnisse an Medienbetrieben und der daraus er-
wachsenden >Medienmacht< für Unternehmen und Einzelpersonen einen Großteil der 
forscherischen und politischen Aufmerksamkeit bündelt, kann diese Frage im Zusam-
menhang einer Diskussion von Pluralität im öffentlichen Rundfunk vernachlässigt 
werden, da öffentliche Rundfunkanstalten sich allesamt im Besitz >der Öffentlichkeit 
befinden. Zur Frage des >religiösen< Eigentums an privaten Medienbetrieben bestün-
de allerdings durchaus Forschungsbedarf. So wäre etwa zu ermitteln, welche Religi-
onsgemeinschaften Eigentum an Medienbetrieben haben und wie groß der Anteil die-
ser >religiösen< Medienbetriebe am Medienmarkt insgesamt ist. Dadurch geriete, auf 
Deutschland bezogen, die enorme Diskrepanz zwischen dem umfangreichen Medien-
engagement der katholischen und evangelischen Kirche und den im Vergleich dazu eher 
marginalen Anstrengungen anderer Religionsgemeinschaften stärker in den Blick. 
20 Vgl. Kretzschmar 2007. 
21 Vgl. z.B. Czepek u.a. 2009, 243 sowie zur Diskussion Karis 2013, 42. 
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die in der Berichterstattung häufig identifizierte Stereotypisierung von Mus-
limen und Islam reduziert werden.22 Die Annahme eines geringen Anteils 
von Muslimen in den Redaktionen kann zwar angesichts der oftmals pro-
blematischen Islamberichterstattung Wahrscheinlichkeit beanspruchen, ist 
aber empirisch nicht gesichert. Denn über die Religionszugehörigkeit der 
Mitglieder journalistischer Redaktionen existieren gemeinhin keinerlei Da-
ten. Arbeitgeber fragen die Religionszugehörigkeit bei der Einstellung fur 
gewöhnlich nicht ab und vorhandene Informationen würden sie aus Da-
tenschutzgründen nicht ohne Weiteres der Forschung überlassen.23 Verfugte 
die Forschung über entsprechende Daten, bliebe ferner zu klären, inwieweit 
bei der Beschäftigung mit newsroom diversity Gewichtungen in Hinblick auf 
unterschiedliche Hierarchieebenen vorzunehmen wären. So dürfte es für die 
Bewertung der religiösen Vielfalt in den Redaktionen einen Unterschied ma-
chen, ob dort beispielsweise ein muslimischer Volontär oder aber ein musli-
mischer Chefredakteur tätig ist.24 
Daneben besteht ein grundsätzliches Problem bei der Idee einer För-
derung von newsroom diversity darin, dass die Förderung einer bestimmten 
Gruppe notwendig zu Lasten anderer Gruppen geht: Wer die Entscheidung 
trifft, einen muslimischen Redakteur einzustellen, trifft damit (bei einem 
entsprechenden Bewerberfeld) notwendig gleichzeitig die Entscheidung, ei-
nen christlichen, atheistischen oder buddhistischen Redakteur nicht einzu-
stellen. Allgemeiner gesprochen müssen sowohl die Entscheidungsträger in 
den Medienunternehmen als auch die entsprechend interessierte Medienfor-
schung transparent machen, ob es ihnen um die Förderung einer bestimm-
ten, bislang marginalisierten Gruppe geht oder aber um eine möglichst 
proportionale Abbildung der in der Gesellschaft anzutreffenden Mehrheits-
verhältnisse in den Redaktionen.25 Im buchstäblichen Sinne hat das Letztere 
wohl niemand im Sinn und doch fehlt es der Forschung gerade an diesem 
Punkt häufig an Problembewusstsein. Als Beispiel lässt sich auf die im Auf-
trag der EU-Kommission erstellte Independent Study on Indicators for Media 
22 Zum Stand der Forschung zum medialen Islambild vgl. Karis 2013,17-56. 
23 Vgl. die Hinweise bei Mualem Sultan 2011, 96 zum analogen Problem der Ermittlung 
von ethnic diversity in Redaktionen. 
24 Seit der Ernennung des Muslims Aaqil Ahmed zum Leiter des Religionsressorts der 
BBC im Mai 2009 gibt es für Letzteres ein prominentes Beispiel. Vgl. zur Kontroverse 
um Ahmeds Ernennung in der britischen Öffentlichkeit Hundal 2009. 
25 In dieser Problematik spiegelt sich das im Zusammenhang mit inhaltlicher Vielfalt be-
stehende Dilemma einer nötigen Vermittlung zwischen den widerstreitenden Prinzipien 
reflection und equality. Vgl. dazu die untenstehenden Ausführungen. 
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Pluralism in the Member States verweisen, die in der Entwicklung des jüngs-
ten Instruments der E U zur Messung medialer Pluralität, dem Media Plura-
lism Monitor (MPM), mündete. 2 6 Die Studie ist von dem Bemühen geprägt, 
alle Faktoren, die auf medienregulatorischer oder medienpraktischer Ebene 
Auswirkungen auf mediale Pluralität in all ihren Varianten haben könnten, 
zu etfassen. Im Ergebnis kennt der MPM nicht weniger als 166 Indikato-
ren^  75 >mögliche Gefahren< und 43 eindeutige Risiken<, die als Ausweis 
bestehender oder fehlender Pluralität gelten und anhand derer sich der Grad 
der medialen Pluralität entsprechend bemessen lassen soll. Als Ausweis einer 
mangelhaften Berücksichtigung der gesellschaftlichen Pluralität in den Me-
dien wird in der Studie beispielsweise Folgendes genannt: 
»Absence or insufficient representation of particular cultural, religious, linguistic, eth-
nic groupings in society, including communities based on gender, sexual orientation, 
age, and disabilities in the programmes of public service media as well as their work-
force and governing bodies.« 2 7 
Der Hinweis auf »particular groupings« könnte daraufhindeuten, dass es dem 
MPM nicht um ein exaktes Abbild der Gesellschaft in den Medien, sondern 
um die Förderung einzelner marginalisierter Gruppen geht. Die Rede von 
»insufficient representation legt allerdings wiederum einen bestimmten, wohl 
numerisch gedachten Referenzrahmen nahe, womit die Forderung in Rich-
tung der anderen Variante kippt.28 Forschung und Medienpolitik sind inso-
fern aufgerufen, sich bezüglich der beiden Varianten klarer zu positionieren 
und zusätzlich deutlich zu machen, welche konkreten Gruppen sie - mögli-
cherweise auf Kosten anderer - für förderungswürdig erachten, beziehungs-
weise welchen konkreten Referenzrahmen sie ihren Forderungen nach einer 
proportionalen Berücksichtigung der gesellschaftlichen Pluralität in den Re-
daktionen zugrundelegen. 
26 Vgl. zum MPM Collins/Cave 2013, 312-313. 
27 Katholieke Universiteit Leuven u. a., 51, Hervorhebung durch den Verfasser. 
28 Collins/Cave (2013, 314) veranlasst diese Schwächen des MPM zu dem Fazit: »Any real 
life use of the MPM is likely to provide ample employment for lawyers.« 
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3. Religiöse Pluralität in den Rundfunkräten: Christlich-
jüdische Privilegien I 
Die Aufsicht über den öffendichen Rundfunk in Deutschland obliegt den 
Rundfunkräten,29 die sich aus Vertretern gesellschaftlicher Gruppen zusam-
mensetzen. Zu diesen zählen zum Beispiel Gewerkschaften, Umweltverbän-
de und auch Religionsgemeinschaften. Wie ein Blick auf die gesetzlichen 
Vorschriften zur Zusammensetzung der Gremien zeigt, kann von religiö-
ser Vielfalt in den Räten derzeit flächendeckend keine Rede sein. Vielmehr 
spiegelt die Zusammensetzung der Rundfunkräte das in Deutschland tra-
ditionelle Partnerschaftsverhältnis von Staat und christlichen Großkir-
chen.30 Lag dies zur Zeit der Einrichtung der öffentlichen Rundfunkanstal-
ten nach 1945 zweifellos nahe, so sind die bestehenden Regelungen heute als 
eine problematische Privilegierung der Kirchen und auch der jüdischen Ge-
meinden gegenüber anderen in Deutschland verbreiteten Religionsgemein-
schaften anzusehen. So sind in den Rundfunkräten sämdicher öffendicher 
Rundfunkanstalten Repräsentanten der katholischen und evangelischen Kir-
chen sowie der jüdischen Gemeinden vertreten.31 Einerweiteren Religionsge-
meinschaft wird hingegen derzeit (Stand: Dezember 2015) lediglich in zwei 
Sendeanstalten ein Platz eingeräumt, namentlich bei Radio Bremen und 
dem Südwestrundfunk (SWR). In beiden Fällen profitiert je ein muslimi-
scher Vertreter von den jüngsten Novellierungen der entsprechenden Geset-
ze beziehungsweise Staatsverträge.32 
Im Falle des SWR entstand um die Neubesetzung eine Kontroverse, da 
die Muslime den Rundfunkratssitz erhalten, der zuvor für einen freikirchli-
chen Vertreter reserviert gewesen war. Dies stieß, wie kaum verwunderlich, 
auf Ablehnung seitens der Freikirchen, die zwar die Schaffung eines Sitzes 
für Muslime begrüßten, dafür aber nicht auf den eigenen Sitz verzichten 
wollten.33 Vertreter von evangelischer und katholischer Kirche brachten sich 
29 Beim Zweiten Deutschen Fernsehen (ZDF): Fernsehrat, beim Deutschlandfunk: Hör-
funkrat. Ich spreche im Folgenden zusammenfassend von Rundfunkräten. 
30 Vgl. zum Verhältnis von Staat und Kirchen in Deutschland z. B. Monsma/Soper 2009, 
169-212. 
31 Vgi. zum Überblick Kienk 2013, 236. 
32 Vgl. § 9, Abs. 1, Nr. 8 Radio-Bremen-Gesetz (Fassung vom 1. April 2014) sowie § 14, 
Abs. 2, Nr. 5 SWR-Staatsvertrag (Fassung vom 1. Januar 2014). 
33 Vgl. Muslime sollen Sitz im SWR-Rundfunkrat erhalten, in: epd medien 41 (2012), 12. 
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in ähnlicher Weise in die Debatte ein.34 Trotz dieser Kontroverse, an de-
ren Ende die Freikirchen sich nicht durchsetzen konnten, entstand keine 
allgemeine gesellschaftliche Diskussion um religiöse Vielfalt in den Rund-
funkräten und die nachfolgenden Entwicklungen in den anderen Anstalten 
verliefen nicht einheitlich. So plant neben Bremen auch das Land Nord-
rhein-Westfalen die Aufnahme eines muslimischen Vertreters in den Rund-
funkrat der dortigen Länderanstalt WDR (Westdeutscher Rundfunk).35 In 
Berlin und Brandenburg hingegen entschied man sich im jüngsten Novellie-
rungsprozess gegen eine entsprechende Änderung des RBB-Staatsvertrages.36 
Dort, wo muslimische Vertretungen eingerichtet werden, kann von einer 
Relativierung der bestehenden Privilegien für Großkirchen und jüdische Ge-
meinden gesprochen werden. Doch bleiben einige Fragen offen: Wie etwa 
steht es mit einer Vertretung der in Deutschland lebenden Buddhisten und 
Hindus? Bedarf es einer Vertretung auch der Humanisten oder der säkularis-
tischen Vereinigungen? Wolfgang Langenbucher, der einige der wichtigsten 
kommunikationswissenschaftlichen Beiträge zur Debatte um den öffendi-
chen Rundfunk geliefert hat, formulierte schon 1973: »Die Zugangschan-
ce einer Gruppe zum Rundfunkrat sollte umgekehrt proportional ihrer Zu-
gangschance zur öffentlichen Kommunikation sein.«3 7 Denkt man an das 
umfassende Medienengagement der Kirchen im privaten Sektor, wird deut-
lich, wie weit die Rundfunkräte von diesem Ideal derzeit noch entfernt sind. 
Zwar hat Langenbuchers Vorschlag, wie er später selbst einräumte,3 8 utopi-
schen Charakter, doch auch das Bundesverfassungsgericht forderte in seinem 
ZDF-Fernsehrats-Urteil vom 25. März 2014 mit Nachdruck mehr Pluralität 
in der Zusammensetzung der Gremien und schien dabei sogar den Kernge-
danken Langenbuchers aufzugreifen: 
»Die Zusammensetzung der Kollegialorgane muss darauf ausgerichtet sein, Personen 
mit möglichst vielfaltigen Perspektiven und Erfahrungshorizonten aus allen Berei-
chen des Gemeinwesens zusammenzufuhren. [Der Gesetzgeber] hat dafür zu sorgen, 
dass bei der Bestellung der Mitglieder dieser Gremien möglichst unterschiedliche 
Gruppen und dabei neben großen, das öffentliche Leben bestimmenden Verbänden 
34 Vgl. Kritik an geplantem Rauswurf der Freikirchen aus SWR-Rundfunkrat, in: epd me-
dial 43 (2012), 19. 
35 Vgl. Rauch 2013b, 458. 
36 Vom Tagesspiegel auf diesen Umstand angesprochen, verwies die Berliner Senatskanzlei 
lapidar darauf, es gebe im Rundfunkrat des RBB doch bereits einen Vertreter der aus-
ländischen Bevölkerung (vgl. Huber 2013). 
37 Langenbucher 2008 [1973], 77 
38 Vgl. Langenbucher 2008 [2005], 215. 
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untereinander wechselnd auch kleinere Gruppierungen, die nicht ohne weiteres Me-
dienzugang haben, Berücksichtigung finden und auch nicht kohärent organisierte 
Perspektiven abgebildet werden.« 3 9 
Dies eröffnet neue Chancen auf eine Vertretung im Rundfunkrat nicht nur 
für bislang nicht repräsentierte religiöse Gruppen, sondern auch für religiö-
se Perspektiven jenseits religiöser Organisationen. Dies wäre zwar angesichts 
des großen Anteils, den nicht-organisierte religiöse Perspektiven an der reli-
giösen Pluralisierung haben, folgerichtig, doch wie eine solche Repräsentati-
on im Rundfunkrat konkret aussehen könnte und wer darüber entscheiden 
sollte, ist derzeit noch vollkommen unklar. Das Verfassungsgerichtsurteil ist 
an diesem Punkt also sachlich sinnvoll, aber praktisch hoch anspruchsvoll. 
Daher bleibt abzuwarten, inwieweit von dem Urteil eine Dynamisierung 
der medienpolitischen Debatte ausgehen wird, die in eine Pluralisierung 
der Gremien auch auf religiösem Gebiet mündet. Sollte es dazu kommen, 
sind Kommunikationswissenschaft und sozialwissenschaftliche Religionsfor-
schung gleichermaßen aufgerufen, diesen Prozess kritisch zu begleiten.
4. Religiöse Pluralität im Rundfunk-Programm: 
Wenn der Kirchturm ins Bild kommt 
In der lebendigen Diskussion um externe Pluralität geht häufig unter, dass 
die meisten Maßnahmen zur Förderung von externer Pluralität letzdich auf 
interne, also inhaldiche Pluralität abzielen. Die Annahme, dass externe Plu-
ralität zu interner Pluralität fuhrt, erscheint intuitiv plausibel, doch ein sol-
cher Kausalzusammenhang ist bislang empirisch nicht belegt worden.40 Vor 
diesem Hintergrund mehren sich derzeit die Forschungsstudien und politi-
schen Programme, in denen die Aufmerksamkeit von der externen auf die 
interne Pluralität verlagert wird.41 
Forschungsarbeiten zur internen Pluralität, die sich speziell für Religion 
als Medieninhalt interessieren, sind allerdings ausgesprochen rar.42 Eine Aus-
39 BVerfG, 1 BvF 1/11 vom 25.3.2014, Absatz-Nr. 39. 
40 Vgl. McQuail 2007, 43 sowie Klimkiewicz 2009, 46. 
41 Vgl. Napoli 2011,1185. 
42 In den meisten Inhaltsanalysen geht es stattdessen nicht um Religion perse, sondern um 
eine bestimmte Religionsgemeinschaft und dabei nicht um den Umfang der Berichter-
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nähme bildet das Schweizer Projekt Religionen im Fernsehen, welches eine 
Vbllerhebung der Programme von drei öffendichen und zwei privaten regi-
onalen Fernsehsendern über einen Zeitraum von 14 Tagen umfasste.43 Die 
Programme wurden auf religiöse Inhalte aller Art hin untersucht - ange-
fangen schon bei einem kurz ins Bild kommenden Kirchengebäude. Im Er-
gebnis wurden in 840 Programmstunden insgesamt 457 Programmelemente 
(27,5 Stunden) identifiziert, in denen Religion zumindest als Nebenthema 
erschien. 60 Prozent der Thematisierungen bezogen sich dabei auf katholi-
sche und/oder evangelische Kirchen. Es folgen mit deutlichem Abstand Eso-
terik (13 Prozent, die Esoterik wird in dem Projekt als Religion definiert), 
Islam (zwölf Prozent), Judentum (sechs Prozent), Buddhismus (fünf Pro-
zent) und Hinduismus (drei Prozent). 16 Prozent verteilen sich auf andere 
Religionsgemeinschaften beziehungsweise auf Aussagen zu Religion ohne 
nähere Spezifikation. 
Diese "Werte betreffen die Repräsentationsebene der internen Pluralität, 
also die Frage nach dem Umfang der Sendezeit, die einer bestimmten gesell-
schaftlichen Gruppe gewidmet wird. Davon zu unterscheiden ist eine Pro-
duktebene der internen Pluralität, welche die Vielfalt in den medialen Dar-
stellungsformen (zum Beispiel Nachrichtenbeitrag, Quizshow, Spielfilm et 
cetera) betrifft. Auch diesbezüglich wurden im Schweizer Projekt einige re-
levante Daten erhoben. So wird das Christentum fast ebenso häufig in In-
formations- wie in Unterhaltungsformaten thematisiert; um Esoterik geht 
es hingegen häufiger in unterhaltenden als in informierenden Genres und 
beim Islam ist es gerade umgekehrt — dieser Religion begegnet der Fernseh-
zuschauer hauptsächlich in den Nachrichten. 
Auf die im Rahmen des Schweizer Projekts entwickelten Fragestellun-
gen und Operationalisierungen ließe sich für die weitere Forschung auf-
bauen. So wäre eine auf Deutschland bezogene Vergleichsstudie eine höchst 
willkommene Ergänzung zu den wenigen vorhanden Erhebungen mit we-
sentlich engerem Zuschnitt.44 Eine Analyse der im Schweizer Projekt erho-
benen Daten oder eine Kommentierung der Interpretationen der Autoren 
stattung, sondern um die Art und Weise. Häufig steht dabei als größte Minderheitenre-
ligion der Islam im Vordergrund; vgl. zu Letzterem Karis 2013, 17-56. 
43 Vgl. dazu Schönhagen/Jecker 2010 sowie Favre 2011. 
44 Zu denken ist beispielsweise an den jährlich in den Media Perspektiven veröffentlich-
ten Info-Monitor, der u. a. Religion als Medieninhalt untersucht, sich dabei allerdings 
auf eine Analyse der wichtigsten deutschen TV-Nachrichtensendungen beschränkt. Ein 
Uberblick zu den wichtigsten Ergebnissen des Info-Monitors findet sich bei Klenk 2013, 
228-229. Vgl. außerdem den ausgezeichneten Uberblick über die zahlreichen Daseins-
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kann hier aus Platzgründen nicht erfolgen. Auf ein Problem sei dennoch 
kurz hingewiesen: Zur Interpretation der ermittelten Daten wird im Pro-
jekt regelmäßig die tatsächliche Anhängerschaft der religiösen Gruppen in 
der Schweizer Bevölkerung als Vergleichsmaßstab herangezogen. Dies ist 
problematisch, insoweit sich damit die implizite Vorstellung vetknüpft, der 
Umfang der Berichterstattung über Religionsgemeinschaften sollte itkditer 
deren Anhängerschaft in der Bevölkerung proportional entsprechen. Denn 
von praktischen Schwierigkeiten abgesehen ließe sich dem entgegenhalten, 
dass es, gerade im Gegenteil, zu den Aufgaben des öffendichen Rundfunks 
zählt, jenseits von Mehrheitsinteressen Raum fur Minderheitenstimmen zu 
schaffen. In der Kommunikationswissenschaft ist in diesem Zusammenhang 
vom Gegensatz zwischen einem reflection-Vnnzip und einem equälity-Vnn-
zip (oder auch openness-Pnnzip) die Rede.45 Beide Prinzipien sind nur in der 
Theorie miteinander vereinbar, nämlich dann, wenn alle Bevölkerungsgrup-
pen in der Gesellschaft exakt gleich groß sind, was freilich praktisch ausge-
schlossen ist. Vielmehr gibt es in einer Gesellschaft für gewöhnlich einige 
wenige große und eine größere Zahl kleiner Gruppen. Die Medien stehen 
daher vor einem Dilemma: Wenn sie in ihrem Programm weit überwiegend 
die großen Mehrheitsgruppen berücksichtigen, so folgen sie zwar dem reflec-
tion-Pnnzip, bieten aber kaum Raum für die kleineren Gruppen und ver-
letzten damit das equality-Ynnzip. Das Problem daran bringt van Cuilen-
burg wie folgt auf den Punkt: »The weakness of reflection as a sole criterion 
lies in its conservatism, since reflective media focus attention preferably on 
mainstreams and on the conventional, thus making them more mainstream 
and more conventional.«4S Berücksichtigen die Medien hingegen alle Grup-
pen im selben Umfang, so entsprechen sie zwar dem equality-Vxmz'vp, be-
nachteiligen aber die größeren Gruppen zugunsten von Minderheitenposi-
tionen und verletzen damit das reflection-Vnnz'vp. Es liegt auf der Hand, dass 
in der Mitte zwischen den beiden Extremen eine Lösung zu suchen wäre, 
doch wird dies in der Forschung zu selten explizit gemacht. Stattdessen wird 
meist eher vage auf beide Prinzipien zugleich rekurriert, was es für die Me-
formen, in denen Religion in Deutschland als Medienthema erscheint - vom kritische
Magazinbeitrag bis zur Pfarrerserie - bei Krüger 2012. 
45 Vgl. dazu McQuail 1992, 147-149 sowie van Cuilenburg 1998, 41-42. Zum konkreten
Problem einer adäquaten Verteilung von Sendezeit auf Religionsgemeinschaften vgl. 
Klenk2013, 228. 
46 Van Cuilenburg 1998, 42. 
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dien letztlich unmöglich macht, den an sie gerichteten Forderungen gerecht 
zu werden. 
5. Drittsenderechte: Christlich-jüdische Privilegien II 
Ein im Zusammenhang mit interner Pluralität zu besprechender Sonder-
fall betrifft die sogenannten Drittsenderechte, also die fur Religionsgemein-
schaften bestehenden Möglichkeiten, im Rahmen von Programmfenstern 
selbstverantwortlich Medieninhalte zu gestalten. In welch großem Umfang 
diese Rechte genutzt werden, ist den Zuschauern und -hörern der öffent-
lichen Rundfunkprogramme möglicherweise wenig bewusst. So bestreitet 
beispielsweise die katholische Kirche pro Monat 50 Stunden Sendezeit im 
öffentlichen Hörfunk.47 Allein fur die Übertragung von Gottesdiensten im 
Fernsehen fallen pro Jahr Kosten in zweistelliger Millionenhöhe an - gezahlt 
aus Rundfunkgebühren.48 
Da längst nicht alle Religionsgemeinschaften in Deutschland über 
Drittsenderechte verfügen, ist die bestehende Rechtslage als unbefriedigend 
und nicht pluralitätsfreundlich beschrieben worden.49 Für viele spiegelt sie, 
ähnlich wie die Regelungen bezüglich der Zusammensetzung der Rundfunk-
räte, »staatskirchenrechdiche Orientierungen der fünfziger und sechziger 
Jahre« wider.50 So sind die Drittsenderechte beim Mitteldeutschen (MDR), 
Westdeutschen (WDR) und Saarländischen Rundfunk (SR) ausdrücklich al-
lein den chrisdichen Großkirchen sowie den jüdischen Gemeinden vorbe-
halten.51 In anderen Fällen, namendich beim Deutschlandfunk, Bayerischen 
(BR) und Norddeutschen Rundfunk (NDR) sowie beim ZDF und SWR, 
werden alle Religionsgemeinschaften mit dem Status einer öffentlich-rechtli-
chen Körperschaft berücksichtigt,52 was allerdings die bestehenden Eintritts-
47 Vgl. Opahle 2013. Zur Nutzung von Drittsenderechten durch die jüdischen Gemeinden 
vgl. Rauch 2013a. 
48Vgl.Klenk2013, 258. 
49 Vgl. dazu Stock 2007 sowie Haberer 2001 und 2008. 
50Klenk2O13, 242. 
51 Obwohl im Gesetz über den Hessischen Rundfunk (HR) Drittsendezeiten nicht gere-
gelt sind, werden die bestehenden Vereinbarungen zwischen Kirchen und Sendeanstal-
ten zur Nutzung von Sendezeit auch durch den HR mitgetragen. Vgl. Rauch 2013a, 155-
52 In einigen Fällen wird dies an die Bedingung geknüpft, dass eine für die Zuweisung von 
Sendezeit in Frage kommende Religionsgemeinschaft mit Körperschaftstatus im gesam-
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chancen etwa für Muslime nur theoretisch erhöht. Denn Bedingung fur die 
Erlangung des Körperschaftstatus sind kirchenähnliche Organisationsstruk-
turen, die islamische Gemeinschaften in der Regel nicht aufweisen.53 
Die offeneren, nicht auf den Körperschaftsstatus referierenden Regelun-
gen aus dem RBB-Staatsvertrag (Rundfunk Berlin-Brandenburg) und dem 
Radio-Bremen-Gesetz scheinen der religiös pluralen Gesellschaft eher ge-
recht zu werden. Im RBB-Staatsvertrag werden Drittsenderechte über die 
Kirchen hinaus auch »anderen für die Bevölkerung im Sendegebiet be-
deutsamen Religionsgemeinschaften«54 eingeräumt und im Radio-Bremen-
Gesetz findet sich eine allgemeinere Regelung, wonach »Eigenbeiträge nicht 
erwerbs-wirtschaftlich orientierter Dritter«55 in das Programm einzubezie-
hen seien, was Religionsgemeinschaften auch ohne Körperschaftsstatus mit 
einschließt. Genutzt werden diese Möglichkeiten allerdings bislang nicht.56 
Die evangelische Theologin und ehemalige Sprecherin des Wortes zum 
Sonntag, Johanna Haberer, schlug bereits 2001 ein »plurales Drittsenderecht« 
vor. Die christlichen Kirchen, so Haberer, seien in diesem Zusammenhang 
zu »einer Art >Hebammendienst< herausgefordert«, da sie andernfalls »diese 
Diskussion über kurz oder lang aus der Gesellschaft präsentiert« bekämen.57 
Tatsächlich machte der damalige Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (EKD), Wolfgang Huber, 2004 den Vorschlag, im öffentli-
chen Rundfunk ein Sendeformat einzurichten, das den Titel Das Wort zum 
Freitag tragen könnte. 5 8 Nach Hubers Vorstellung sollte dies zwar keine Ko-
pie des chrisdichen Formats Das Wort zum Sonntag sein, wohl aber ging es 
Huber um die Einrichtung eines Formats speziell für die in Deutschland le-
benden Muslime. Als der damalige ZDF-Chefredakteur Nikolaus Brender 
die Idee im Jahr 2007 aufgriff, entstand eine lebhafte öffendiche Diskussion, 
in die sich auch der Vizepräsident des Zentralrats der Juden, Salomon Korn, 
ten Sendegebiet der betreffenden Anstalt verbreitet sein muss. 
53 Zur allgemeinen Diskussion um den Körperschaftsstatus für islamische Gemeinschaf-
ten vgl. Sydow 2013. Ob die religiöse Gemeinschaft Ahmadiyya Muslim Jamaat, die seit 
Mitte 2013 in Hessen den Körperschaftsstatus genießt, mit ihrem Antrag auf Sendezeit 
Erfolg haben wird, bleibt abzuwarten (vgl. Rauch 2013b, 458). Wie Vertreter der Ge-
meinschaft dem Verfassser im persönlichen Gespräch mitteilten, ist ein erster Versuch 
offenbar abschlägig beschieden worden. 
54 Besondere Sendezeiten, § 8, Abs. 3 RBB-Staatsvertrag. 
55 Auftrag, § 2, Abs. 5, Nr. 2 Radio-Bremen-Gesetz. 
56 Vgl. Rauch 2013b, 461. 
57 Haberer 2001, 288-289. Zum Uberblick über islamische Sendungen im deutschen ö
fentlichen Rundfunk vgl. Rauch 2013b. 
58 Vgl. Böger 2004. 
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einschaltete.59 Dieser schlug vor, zusätzlich ein jüdisches Wort zum Sabbat 
oder aber ein Wort zum Wochenende einzurichten, das allen religiösen und 
weltanschaulichen Gemeinschaften offen stehen sollte: 
»Es geht [...] darum, dass ein solcher Sendeplatz der Gesellschaft zeigen soll, welche 
religiöse Vielfalt in Deutschland herrscht. Dazu gehören natürlich auch die Agnos-
tiker und Atheisten. Das dürfte die Mehrheit sein. Und es ist wichtig, zu erfahren, 
welche Werte diese Menschen leiten.« 6 0 
Eine solche »salomonische Lösung«, wie die tageszeitung es formulierte, setz-
te sich allerdings nicht durch.61 Stattdessen wurde die ZDF-Sendung Forum 
am Freitag ins Leben gerufen, die allerdings anders als Das Wort zum Sonntag 
nicht auf einem Drittsenderecht beruht. Auch dient das Format nicht der 
religiösen Erbauung (wie das Wort zum Sonntag als sogenanntes Verkündi-
gungsformat<), sondern es handelt sich um ein journalistisches Magazin, in 
dem der Islam und daran geknüpfte kulturelle Vorstellungen erläutert wer-
den. Dass die Sendung formal nicht unter das Drittsenderecht fällt, bedingt 
zudem, dass die redaktionelle Kontrolle über die Sendeinhalte nicht der Re-
ligionsgemeinschaft, sondern der Sendeanstalt obliegt. Der Status der Sen-
dung im öffendichen Gesamtprogramm lässt sich an ihrem Sendeplatz able-
sen - während Das Wort zum Sonntag jeweils samstags gegen 23 Uhr direkt 
nach den Tagesthemen im ARD-Hauptprogramm (Arbeitsgemeinschaft der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland) 
zu sehen ist, läuft das Forum am Freitag um 8 Uhr morgens im ZDF-Info-
kanal.62 Insofern kann die Sendung zwar als Versuch gelten, auf bestehende 
Ungleichgewichte im Rundfunkrecht zu reagieren, doch um diese wirklich 
zu beheben, bedürfte es einer medienpolitischen Anstrengung, die letztlich 
in eine Änderung der bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen mün-
den müsste. 
59 Zum Überblick über die Debatte vgl. Brauck 2007. 
60 Salomon Korn zitiert nach Kauschke 2007. 
61 Vgl. Gessler 2007. 
62 Auch die sonstigen, im öffentlichen Rundfunk vorhandenen Sendezeiten, die direkt 
oder indirekt kleineren Religionsgemeinschaften zugedacht werden, sind in Art, Um-
fang und Sendeplatz mit den bestehenden Angeboten insbesondere der Großkirchen 
nicht zu vergleichen. Neben dem Forum am Freitag existieren die fast zeitgleich gestar-
tete SWR-Hörfunksendung Islam in Deutschland (vormals Islamisches Wort) sowie eine 
Reihe von Angeboten des Bayrischen Rundfunks und Deutschlandradio Kultur; vgl. 
zum Überblick Rauch 2013b. 
540 T I M KARIS 
6. Drittsenderechte im Ländervergleich: 
Seitenblicke auf Frankreich und die Niederlande 
Die Privilegierung der Kirchen im Rundfunkrecht wird mit Blick auf die 
Drittsenderechte noch deutlicher als mit Blick auf die Rundfunkräte. Denn 
während Kirchen und jüdische Gemeinden in den Rundfunkräten gegen-
über anderen Religionsgemeinschaften bevorzugt werden, sind sie durch die 
Drittsenderechte gegenüber allen anderen gesellschaftlichen Gruppen privi-
legiert, da nur wenige ausgewählte Religionsgemeinschaften, nicht aber an-
dere gesellschaftliche Gruppe einen Anspruch auf Sendezeit genießen.63 Zu-
gespitzt könnte man formulieren: Evangelische und katholische Kirche sind 
in Deutschland in keinem anderen gesellschaftlichen Feld so sehr Staatskir-
che wie im Rundfunkrecht und die Drittsenderechte sind der deutlichste 
Ausweis dessen.64 Dieser Befund legt einen Ländervergleich nahe und es ist 
erstaunlich, dass die sozialwissenschaftliche Religionsforschung die national 
sehr unterschiedlichen Regelungen bezüglich religiösen Programmfenstem 
im öffendichen Rundfunk bislang kaum in den Blick genommen hat.65 
Eine Ausnahme bildet ein am Berliner Wissenschaftszentrum für Sozial-
forschung angesiedeltes Forschungsprojekt, im Rahmen dessen anhand ei-
ner Vielzahl von Indikatoren herausgearbeitet wurde, inwieweit Muslimen 
in europäischen Ländern gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht wird.66 Das 
Recht für islamische Religionsgemeinschaften auf selbst verantwortete Sen-
dezeit im öffentlichen Rundfunk wird dabei als Indikator fur hohe Teilha-
bemöglichkeiten angesehen. Ausgespart bleibt dabei allerdings die Frage, 
welche anderen Religionsgemeinschaften entsprechende Rechte in den je-
weiligen Ländern beanspruchen können. Zudem kann die Studie aufgrund 
ihres weiten Fokus die Einzelfälle nicht en detail betrachten, wodurch das 
oftmals ambivalente Verhältnis der rundfunkrechtlichen Regelungen zum 
63 Eine Ausnahme bildet lediglich das Recht der Parteien auf Ausstrahlung von Wahlwer-
bespots zu Wahlkampfzeiten. 
64 Entsprechend sind Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der bestehenden Regelungen 
vorgebracht worden, vgl. z. B. Renck 2000. 
65 Andererseits deckt sich dies mit dem geringen religionssoziologischen Interesse an Mas-
senmedien insgesamt. Die Medienabstinenz der sozialwissenschaftlichen Religionsfor-
schung und speziell ihr Desinteresse am öffentlichen Rundfunk werden allerdings mit-
unter durchaus erkannt und kritisiert, vgl. etwa Davie 2000,104-105. 
66 Vgl. Carol/Koopmans 2013. Der Autor dankt an dieser Stelle sehr herzlich Sarah Carol 
für die Zurverfügungstellung der betreffenden Daten. 
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allgemeinen Verständnis der Rolle von Religion, Staat und Öffentlichkeit in 
den jeweiligen Ländern unterbelichtet bleiben muss. 
Von einer Ambivalenz kann beispielsweise in Bezug auf den französi-
schen Fall die Rede sein, wo es trotz der laizistischen Tradition des Landes 
Sendezeiten für katholische, evangelische und orthodoxe Kirchen sowie fur 
jüdische, muslimische und buddhistische Gemeinschaften gibt, die von die-
sen Religionsgemeinschaften selbst verantwortet werden.67 Eher im Einklang 
mit dem Gebot der Trennung von Staat und Religion ist der Umstand zu 
sehen, dass die religiösen Sendungen vom Rest des Programms betont ab-
gegrenzt werden, so dass die religiöse Provenienz der Sendung für den Zu-
schauer klar erkennbar ist.68 Die französische Regelung ist allerdings dort 
nicht unumstritten. So wird diskutiert, ob es nach Ende der Frequenzknapp-
heit noch Aufgabe des Staates sein kann, Religionsgemeinschaften mit Sen-
dezeit im öffentlichen Rundfunk zu versorgen — zumal auf einem so pro-
minenten Sendeplatz. Dass die Programme an jedem Sonntagvormittag auf 
dem führenden öffentlichen Sender France 2 ausgestrahlt werden, wird auch 
deswegen kritisiert, weil der sonntägliche Sendeplatz zwar für die chrisdi-
chen Kirchen passend ist, nicht aber fur Muslime, Juden und Buddhisten. 
Auch der Umfang der Sendezeit, so die Kritiker, sei nicht angemessen ver-
teilt. So erhielten beispielsweise die protestantischen Kirchen ebenso viel 
Sendezeit wie die muslimischen Gemeinden, obwohl in Frankreich wesent-
lich mehr Muslime leben als Protestanten. 
Auch der niederländische Fall ist einen kurzen Seitenblick wert. Dort 
existieren derzeit noch eine buddhistische, eine hinduistische, eine huma-
nistische, eine jüdische, eine römisch-katholische, eine protestantische so-
wie eine islamische Rundfunkgesellschaft., die über Sendezeit im Rahmen 
des öffendichen Rundfunks verfugen.69 Dies erscheint zunächst der sprich-
wördichen niederländischen Pluralitätsfreundlichkeit zu entsprechen, doch 
existieren deutliche Schranken. So wurden Anträge auf Sendezeit seitens der 
Winti-Anhänger, der Pantheisten, der Bhagwan-Bewegung und der Pfingst-
gemeinden allesamt negativ beschieden. Zur Begründung wurde angeführt, 
es handle sich bei diesen Gemeinschaften nicht um in den Niederlanden 
anzutreffende religiöse Hauptströmungen.70 Als problematisch erwies sich 
67 Vgl. dazu Oliva 2006 sowie Leloup 2013. 
68 Vgl. McDonnell 2004. 
69 Vgl. zum niederländischen Modell Bakker/Scholten. 2009, 155-158. 
70 Vgl. dazu den Brief des Commissariaat voor de Media, an das Ministerie van Onderwijs, 
Culttiuren Wetenschap, 19.11.2007, Beilage zu Kamerstuk 31200 VIII 39. 
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diese Regelung auch, als 2004 zwei islamische Verbände unabhängig von-
einander Sendelizenzen beantragten. Die zunächst erteilten Lizenzen wur-
den später gerichtlich mit der Begründung aufgehoben, in den Niederlanden 
gäbe es im Sinne des Rundfunkrechts nur einen Islam; die Verbände seien 
entsprechend in Rundfunkangelegenheiten zur Zusammenarbeit verpflich-
tet.71 Die daraufhin geschaffene Stiftung zur Betreuung der islamischen Sen-
dezeit (Stichting Verzorging Islamitische Zendtijd = SVIZ) wurde nach Strei-
tigkeiten und finanziellen Nöten im August 2010 wieder aufgekündigt. In 
der Folgezeit stritten verschiedene Initiativen um die zu vergebende Sende-
zeit: die Stichting Moslim Omroep Nederland (SMON), die Stichting Mosli-
momroep (SMO) und die Stichting Verenigde Moslimomroep (VMO). Die seht 
ähnlichen Namen dieser Vereinigungen mögen davon zeugen, dass der Kon-
flikt eine Zeitlang drohte, sich zur Posse zu entwickeln. Die nach Jahren des 
Konflikts schließlich ins Leben gerufene Gesellschaft Moslim Omroep (MO), 
die erstmals am 31. August 2013 auf Sendung ging, wird sich ebenfalls als 
kurzlebig erweisen. Denn die aktuelle wirtschaftsliberale Regierung der Nie-
derlande hat mit der zum 1. Januar 2014 in Kraft getretenen Mediengesetz-
Novelle im Zuge einer massiven Einsparungsoffensive die Abwicklung al-
ler religiösen Sendeanstalten zum 1. Januar 2016 beschlossen. Fortan sollen 
die religiösen Belange der Niederländer durch die anderen Rundfunkgesell-
schaften im niederländischen System mitversorgt werden.72 
Das niederländische Beispiel zeigt, dass tradierte Systeme zur Regelung 
des Verhältnisses von Religion und öffendichem Rundfunk in Zeiten reli-
giöser Pluralisierung auf den Prüfstand geraten und dass diese Prüfungen 
nicht notwendig zu einer Erweiterung der Eintrittsmöglichkeiten für Religi-
onen in den öffendichen Rundfunkraum fuhren. Vielmehr kann der religi-
öse Wandel, wie in den Niederlanden, auch zum Anlass genommen werden, 
bestehende Privilegien für Religionen komplett aus dem Rundfunkrecht 
zu streichen. Die weitere Forschung hat zu ermitteln, wie sich die Strategi-
en zum Umgang öffentlicher Rundfunkanbieter mit der religiösen Plurali-
tät im Ländervergleich unterscheiden, welche konkurrierenden Vorschläge 
in den Ländern existieren und wie diese von den beteiligten Akteuren je-
weils begründet werden. Insoweit dabei auf schillernde Konzepte wie christ-
liche Geseilschaft<, >Säkularisierung< oder >multireligiöse Gesellschafe rekur-
71 Urteil des niederländischen Staatsrats vom 10. Januar 2007 (Uitspraak 200606105/1, 
200606108/1, 200606030/1 und 200606096/1). 
72 Vgl. die Erläuterungen zur Novellierung des Mediengesetzes (Memorie van Toelichting)
Kamerstuk 33541 3, vom 14. Februar 2013. 
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riert wird, erfordert diese Forschungsperspektive Expertise nicht nur aus der 
Kommunikationswissenschaft, sondern auch aus der sozialwissenschaftli-
chen Religionsforschung. Am Beispiel der national unterschiedlich verlau-
fenden EntScheidungsprozesse und Debatten um besondere Programmfens-
ter für Religionen im öffendichen Rundfunk könnte diese zeigen, aufweiche 
Weise Ordnungsvorstellungen wie /Trennung von Religion und Staat< und 
Identitätsbausteine wie >chrisdiche Wertegemeinschafe in zeitgenössischen 
Gesellschaften in Konflikt geraten oder sich in komplexer Weise miteinan-
der verschränken können. 7 3 
7. Pluralität auf Rezipienten-Ebene: Wer guckt was? 
Anders als die Dimensionen der externen und internen Pluralität wird die 
Rezipienten-Ebene in der Forschungsdebatte erst seit Kurzem verstärkt be-
achtet.74 In den ohnehin nicht sehr vielzähligen Studien in diesem Feld 
werden Fragen der religiösen Pluralität kaum berührt, so dass ich mich im 
Folgenden auf die Andeutung einiger weniger Forschungsperspektiven be-
schränken muss. 
Ein wichtiger Begriff im Zusammenhang mit Pluralität auf Rezipien-
ten-Ebene lautet exposure diversity. Er ist zu definieren als »die degree to 
which audiences are actually exposing themselves to a diversity of informa-
tion products and sources«.75 Dahinter steht die Auffassung, dass Pluralität 
in den Medieninhalten nur in dem Maße von Relevanz ist, wie die pluralen 
Angebote auch ein Publikum finden. Exposure Diversity hat eine vertikale 
und eine horizontale Dimension. In der vertikalen Dimension geht es um 
die Frage, inwieweit individuelle Rezipienten eine Vielfalt von Medieninhal-
ten konsumieren. Erweitert man die vertikale Dimension von Einzelperso-
nen auf Gruppen, so stellen sich Forschungsfragen nach dem Mediennut-
zungsverhalten bestimmter Bevölkerungsgruppen. Hier einzuordnen wäre 
beispielsweise die regelmäßig vom Allensbacher Institut im Auftrag der Me-
73 Eine entsprechend interdisziplinäre Perspektive verfolgt auch mein laufendes For-
schungsprojekt mit dem Arbeitstitel öffentlicher Rundfunk, öffentliche Religion. Plu-
ralisierungsprozesse als Herausforderung für die Media Governance in Deutschland, 
den Niederlanden und Großbritanniens 
74 Vgl. Napoli 2011, 1187 sowie Karppinen 2013, 92. 
75Napolil999, 25. 
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dien-Dienstleistung GmbH (MDG) durchgeführte Repräsentativbefragung 
unter deutschen Katholiken, aus der hervorgeht, dass die Nutzung spezifisch 
katholischer Medienangebote durch katholische Christen rückläufig ist - die 
katholischen Angebote im öffendichen Hörfunk und Fernsehen eingeschlos-
sen.76 Zu nennen ist auch die Studie von Frindte u. a. (2012), in der die all-
gemeine Mediennutzung von in Deutschland lebenden Muslimen ermittelt 
wurde. Ein wichtiges Resultat der Studie lautet, dass solche Muslime, die 
nach Definition der Studie besonders »integrationsbereit« sind, in größerem 
Umfang deutschen öffentlichen Rundfunk nutzen, während andere Musli-
me in größerem Umfang auf deutsche Privatsender, aber auch auf ausländi-
sches Satellitenfernsehen zurückgreifen.77 
Die vorhandenen Studien fokussieren die Mediennutzung der Mitglie-
der einzelner religiöser Gruppen, stellen aber keine Vergleiche zwischen den 
Gruppen an. So bleibt etwa die Frage, ob nicht-religiöse Menschen andere 
Sendungen ansehen als religiöse oder ob Christen andere Hörfunkprogram-
me nutzen als Muslime, bislang unbeantwortet. Als ähnlich lückenhaft er-
weist sich die Forschung zur horizontalen Dimension von exposure diversity, 
die auch als reflective diversity bezeichnet wird.78 In darauf bezogenen Stu-
dien wird der Anteil eines Genres oder auch eines konkreten Themas am 
Programm ins Verhältnis gesetzt zur Einschaltquote. Forschungfragen, die 
den Religions-Kontext betreffen, könnten beispielsweise lauten: Entspricht 
der Anteil religiöser Sendungen am Programm dem Umfang, in dem diese 
Sendungen rezipiert werden? Bestehen diesbezüglich Unterschiede zwischen 
einzelnen religiösen Traditionen? 
Neben der exposure diversity ist ein weiterer Bereich zu betrachten, der 
Pluralität auf der Rezipienten-Ebene betrifft, namentlich die Frage, inwie
weit sich das Publikum eines einzelnen Medienangebots plural zusammen-
setzt.79 Von Interesse wäre in diesem Zusammenhang beispielsweise, wie es
um die religiöse Zusammensetzung des Publikums bei denjenigen Sendun-
gen bestellt ist, die den Anspruch haben, ein möglichst breites Publikum
anzusprechen, wie etwa die Hauptnachrichtensendungen der öffendichen
Sender. 
76 Vgl. zum Überblick über die Erhebungen des MDG Klenk 2013, 256-260. 
77 Vgl. Frindte u. a. 2012,114. 
78 Vgl. zur Kritik am Konzept reflective diversity Perusko 2010, 269. 
79 Vgl. McQuail 2007, 48. 
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8. Schluss: Öffentlicher Rundfunk in der (religiös) pluralen 
Gesellschaft 
Mangels gesicherter empirischer Daten bezüglich der Mehrzahl der vorge-
stellten Dimensionen ist die Frage, ob der öffentliche Rundfunk in Deutsch-
land der Herausforderung der religiösen Pluralisierung gerecht wird, hier 
nicht abschließend zu beantworten. Dies gilt für den Bereich des Programms 
ebenso wie für die Mitarbeiterstruktur und die Rezipienten-Ebene. Ledig-
lich bezogen auf die Drittsenderechte und die Rundfunkräte ist eindeu-
tig Nachholbedarf zu konstatieren. Denn trotz erfreulicher Entwicklungen 
wie der Einrichtung der Sendung Forum am Freitag im ZDF oder auch der 
Schaffung islamischer Vertretungen in zwei Rundfunkräten läuft die beste-
hende Rechtslage auf eine Privilegierung der Großkirchen und der jüdischen 
Gemeinden hinaus, die in einer religiös pluralen Gesellschaft - mit einer 
großen Zahl von in Deutschland lebenden Muslimen als wichtigstem Bei-
spiel - nicht mehr haltbar ist. Einfache Lösungen für eine Neuregelung sind 
angesichts knapper Ressourcen allerdings nicht in Sicht und über allem steht 
das Problem, dass auch der pluralste öffendiche Rundfunk nicht zugleich 
die Gesellschaft proportional abbilden und marginalisierten gesellschaftli-
chen Gruppen gleiche Chancen auf Gehör verschaffen kann wie der großen 
Mehrheit. 
Abschließend will ich allerdings eine theoretische Perspektive aufzeigen, 
die dieses Problem vielleicht entschärfen und darüber hinaus helfen könnte, 
die Funktion des öffentlichen Rundfunks in pluralen Gesellschaften neu zu 
definieren. Maßgeblich entwickelt findet sich diese Perspektive in den Arbei-
ten Kari Karppinens, insbesondere in Rethinking Media Pluralism}0 Darin 
kritisiert Karppinen die Forschung dafür, dass sie sich zuletzt kaum noch aus 
theoretischer Sicht mit medialer Pluralität befasst hat, während die Diskussi-
on fast ausschließlich um Methoden der Messung von Pluralität kreiste. Die 
Forschung, so Karppinen, sei darüber zunehmend technokratisch geworden. 
Gleiches gelte für die Medienpolitik, deren Programme zur Förderung und 
Evaluation von medialer Pluralität Karppinen als »secular rituals« bezeichnet, 
bei denen die Frage nach dem Sinn und Zweck des Rituals in Vergessenheit 
geraten sei.81 Die theoretische Perspektive, die Karppinen anbietet, um hier 
80 Karppinen 2013; vgl. ergänzend auch Karppinen 2007. 
81 Karpinnen 2006, 63. 
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Abhilfe zu schaffen, entlehnt er bei Chantal Mouffe.82 Insbesondere über-
nimmt Karppinen den Kerngedanken Mouffes, wonach jede Gesellschaft, 
sei sie auch noch so plural, immer auch die Grenzen des Pluralen bestimmen 
muss, um sich als Gesellschaft konstituieren zu können. Pluralität ist damit, 
nach Mouffe, nicht ohne Exklusionsmoment zu haben. Allerdings ist die 
Grenze zwischen >innen< und >außen< der Gesellschaft, zwischen akzeptierter 
und nicht-akzeptierter Vielfalt, nicht zementiert. Vielmehr wird sie - zumin-
dest in einer lebendigen demokratischen Kultur - beständig in Frage gestellt 
und dadurch permanent in diese oder jene Richtung verschoben.
Karppinen überträgt nun dieses Mouffesche Konzept auf den Medienbe-
reich. Wie die Gesellschaft als Ganzes, so müssen auch die Medien perma-
nent die Grenzen dessen bestimmen, was sie als gesellschaftliche Vielfalt an-
zuerkennen und abzubilden bereit sind. Diese Grenzen und die Prozesse der 
Grenzziehung, die ihnen vorausgehen, sollten laut Karppinen im Zentrum 
der Aufmerksamkeit der Forschung stehen, nicht die Frage, wie man media-
le Pluralität auf besonders ausgeklügelte Weise quantifizierend messen kann. 
Dies insbesondere, weil auch forscherische Messverfahren zur Erhebung von 
medialer Pluralität nicht ohne Definitionen dessen auskommen, was jeweils 
als wünschenswerte mediale Pluralität angesehen wird. Dadurch produziert 
auch die Forschung, die sich für mehr Medienvielfalt einsetzt, Ausschluss-
effekte. Statt danach zu fragen, ob der öffendiche Rundfunk >die< religiöse 
Pluralität der Gesellschaft widerspiegelt, hätte die Forschung an Karppinen 
anknüpfend zu ermitteln, wie in öffendichen Rundfunkanstalten auf die re-
ligiöse Pluralität bezogene Prozesse der Grenzziehung ablaufen. Sie hätte die-
se Grenzziehungen als Ausdruck hegemonialer gesellschaftlicher Ordnungs-
vorstellungen zu verstehen und als solche kritisch in den Blick zu nehmen. 
Das Spannungsfeld zwischen Pluralitätsauftrag und Integrationsauftrag, 
das den öffendichen Rundfunk kennzeichnet, ließe sich vor diesem Hinter-
grund nicht als Problem, sondern als Chance begreifen. Denn die Spannung 
zwischen Pluralität und Integration, zwischen Vielfalt und Einheit, ist letzt-
lich genau jenes Prinzip, welches moderne Gesellschaften nach Mouffe we-
sendich charakterisiert. In sich pluralisierenden Gesellschaften erhöht sich 
die Spannung und das Verhältnis zwischen Vielfalt und Einheit muss neu 
justiert werden. Nimmt man Karppinens Argument ernst, beschränkt sich 
die gesellschaftliche Aufgabe des öffentlichen Rundfunks allerdings nicht da-
rauf, diese Neujustierung zu moderieren und verschiedene gesellschaftliche 
82 Vgl. dazu Mouffe 2005. 
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Gruppen zum Zwecke der Verständigung über einen neuen gesellschaftli-
chen Grundkonsens zusammenzuführen.83 Vielmehr wäre die Aufgabe des 
öffentlichen Rundfunk darin zu sehen, den Prozess der Neujustierung auf 
Dauer zu stellen und jeden gesellschaftlichen Konsens als Ausdruck sozialer 
Hegemonien beständig in Frage zu stellen. 
Auf eine erstaunliche Konsequenz dieses Verständnisses von öffendichem 
Rundfunk hat Geoffrey Craig hingewiesen: Wenn öffentlicher Rundfunk 
nicht dazu da ist, die plurale Gesellschaft zu integrieren, indem er sie auf 
einen Konsens oder auf ein common good verpflichtet, sondern es eher sei-
ner Aufgabe entspricht, Versuche der Festlegung auf gesellschaftliche Norm-
vorstellungen und Identitäten zu hinterfragen, dann sind die Schwierigkei-
ten, die der öffendiche Rundfunk im Umgang mit der Pluralisierung hat, 
vielleicht nicht Ausdruck eines Problems, sondern Teil einer Lösung.84 Wie 
Craig unter Berufung auf Mouffe postuliert, zeugt ein öffendicher Rund-
funk, dem es in pluralen Zeiten schwerfällt, die kulturelle Identität der Ge-
sellschaft zu definieren, von einer lebendigen demokratischen Kultur. Die 
Krise des öffentlichen Rundfunks ist in diesem Sinne nicht als eine zu über-
windende Zwischenstation hin zum Ziel eines allgemein geteilten demokra-
tischen Konsenses zu verstehen, sondern ist selbst Demokratie in actu. Der 
öffentliche Rundfunk sollte also seine Krise nicht überwinden, sondern alles 
dafür tun, sie aufrechtzeurhalten. So formuliert Craig mit Blick auf das Bei-
spiel der Australian Broadcasting Corporation (ABC): »I am arguing that we 
need to save the ABC so that we can go on having the crisis of the ABC.« 8 5 
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